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1. Anlass und Ziele der Planung 
 

 
Abb. Luftbild mit ehemaliger Baumarktnutzung (Stand 2013) – Quelle: Planauskunft der Stadt Schlüchtern 
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Das Grundstück an der Brückenauer Straße, mit der Adresse Elmer Landstraße 1, wurde in 
der Vergangenheit gewerblich genutzt. Die ehemalige Nutzung als Baumarkt ist jedoch in-
zwischen entfallen, das Grundstück liegt seit längerem brach.  
Vor allem im Hinblick auf die innerstädtische Lage des Grundstückes umgeben von Be-
standswohnbebauung und die besonderen Qualitäten des Grundstückes direkt am Elmbach 
ist ein langfristiges Brachliegen nicht zielführend. 
 
Die Stadt Schlüchtern unterstützt das Entwicklungsziel des Vorhabenträgers (ELA1 GmbH & 
Co. KG vertreten durch Herrn Carsten Kulbe): die Errichtung eines Seniorenzentrums mit 
den drei Bestandteilen Gesundheitszentrum inkl. Hotel, Betreutem Wohnen/ Mehrgeneratio-
nenwohnen und die Einrichtung einer Tagespflege. 
Das Ziel der Stadt Schlüchtern besteht somit in der Bereitstellung von neuen Serviceleistun-
gen im Bereich „Soziales und Gesundheit“ und der Schaffung von altersgerechtem Wohn-
raum und parallel dazu in der Schaffung von Arbeitsplätzen im Gesundheitssektor.  
Die Fläche ist aufgrund der Nähe zur Innenstadt zudem verkehrlich gut für die geplante Nut-
zung geeignet. 
 
Mit der parallel erfolgenden Durchführung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfah-
rens sowie der dazugehörigen Flächennutzungsplanänderung (5. Änderung) sollen die bau-
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplante Nutzung geschaffen werden. 
 
Das Vorhabengebiet weist eine Fläche von ca. 1,4 ha auf.  
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Abb. Bestandsfotos (Stand 10/ 2017) – Quelle: WCo 

 
 

 
 

2. Plangebiet - Lage und Geltungsbereich 
 

Das Vorhabengebiet (siehe Skizze auf der Planzeichnung) erstreckt sich über die Flurstücke 
der Gemarkung Schlüchtern, Flur 17, Nr.86/2 und 82/4 (Privatgrundstück), der Umgriff des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes umfasst zusätzlich noch Teilbereiche der 114/12 und 
139/ 20 (Flurstücke der öffentlichen Straßen).  

Der Geltungsbereich wird im Norden und Westen durch den Elmbach, im Süden durch Teile 
der Brückenauer Straße und im Osten durch Teile der Elmer Landstraße bzw. die Anwesen 
Elmer Landstraße 7, 9 und 11 begrenzt. 

Der Umgriff des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 1,5 ha. 
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Die genaue Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs ergibt sich aus der folgenden 
Planskizze:  

 

 
Abb.: Planskizze Umgriff – Quelle: WCo 

 

3. Rechtsgrundlagen 
 
Die Änderung des Bebauungsplanes erfolgt nach den folgenden Rechtsgrundlagen: 

• Baugesetzbuch (BauGB) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.November 2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Art. 6 
des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I, S. 3786) 

• Planzeichenverordnung (PlanzV) 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991, S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Geset-
zes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I, S. 1057) 



 
Stadt Schlüchtern – Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Elmer Landstraße“ 
Begründung 

  
 
 

 

Stand: 10.09.2020 Seite 8 von 39 

 

 

• Hessische Bauordnung (HBO) 
i. d. F. vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Juni 2020 
(GVBl. S. 378) 

• Hessische Gemeindeordnung (HGO) 
      i.d.F. der Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Mai 2020 (GVBl. S. 318) 

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) 
i. d. F. vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 290 der Verord-
nung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) 

• Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) 
vom 20.12.2010 (GVBl. I S. 629, 2011 I S. 43), zuletzt geändert durch Art. 17 des Geset-
zes vom 7. Mai 2020 (GVBl. S. 318) 

• Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
i. d. F. vom 31.07.2009 (BGBl. I, S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 253 der Verord-
nung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) 

• Hessisches Wassergesetz (HWG) 
i. d. F. vom 14.12.2010 (GVBl. I, S. 548), zuletzt geändert durch Art.4 des Gesetzes vom 
22.08.2018 (GVBl. I S. 366) 

 
 

4. Verfahren  
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im zweistufigen Normalverfahren i. V. m. § 12 
BauGB durchgeführt. 
 
 
Hinweise zum Vorhaben- & Erschließungsplan sowie dem Durchführungsvertrag  
 
Gemäß § 12 Abs. 1 BauGB (Vorhaben- und Erschließungsplan) kann die Gemeinde durch 
einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn 
sich der Vorhabenträger auf der Grundlage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans (Vor-
haben- und Erschließungsplan) zur Durchführung und zur Tragung der Planungs- und Er-
schließungskosten vor dem Beschluss nach § 10 Abs. 1 verpflichtet (Durchführungsvertrag).  
 
Gemäß § 12 Abs. 3 BauGB wird der Vorhaben- und Erschließungsplan Bestandteil des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans. 
 
Der Durchführungsvertrag wird parallel zum Bebauungsplanverfahren mit dem Vorhabenträ-
ger verhandelt und muss vor der Beschlussfassung des Bebauungsplanes zur Satzung per 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung abgeschlossen werden. 
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Aufstellungsbeschluss (§2 Abs. 1 BauGB) 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Schlüchtern hat auf Antrag des Vorhabenträ-
gers vom 30.10.2018, in der Sitzung am 17.12.2018 die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans „Elmer Landstraße“ und die Einleitung des Verfahrens nach §2 Abs. 1, §§3 
und 4 BauGB beschlossen.  

Der Aufstellungsbeschluss und der Planumgriff mit Lageskizze wurden ortsüblich im Amts-
blatt der Stadt Schlüchtern am 21.12.2018 veröffentlicht.  

 

 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§3 Abs. 1 BauGB) & Beteiligung der Behör-
den (§4 Abs. 1 BauGB) und Nachbargemeinden (§2 Abs.2 BauGB) 
 
Die Ermächtigung zum Auslösen der frühzeitigen Beteiligung wurde durch die Stadtverordne-
tenversammlung der Stadt Schlüchtern in der Sitzung am 26.08.2019 erteilt. 

Die öffentliche Bekanntmachung zur frühzeitigen Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit 
gemäß §3 BauGB erfolgte über das Amtsblatt für die Stadt Schlüchtern am 13.09.2019.  
Der betroffenen Öffentlichkeit wurde durch die öffentliche Auslegung in der Stadtverwaltung 
Schlüchtern in der Zeit vom 23.09.2019 bis einschließlich 01.11.2019 die Möglichkeit zur Ab-
gabe einer Stellungnahme gegeben.  
Es wurden drei Stellungnahmen durch die betroffene Öffentlichkeit abgegeben. 
 
Mit Schreiben vom 12.09.2019 wurden den betroffenen Behörden, Trägern öffentlicher Be-
lange, deren Aufgabenbereich durch die Planung/Planänderung berührt werden kann, ge-
mäß §4 BauGB sowie den betroffenen Nachbargemeinden gemäß §2 BauGB die Möglichkeit 
zur Abgabe einer Stellungnahme bis einschließlich 18.10.2019 gegeben.  
Es wurden 22 Stellungnahmen durch betroffene Behörden, Träger öffentlicher Belange so-
wie Nachbargemeinden abgegeben. 
 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit (§3 Abs. 2 BauGB) & Beteiligung der Behörden 
(§4 Abs. 2 BauGB) und Nachbargemeinden (§2 Abs.2 BauGB) 
 
Die Ermächtigung zum Auslösen der formellen Beteiligung wurde durch die Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Schlüchtern in der Sitzung am 16.03.2020 erteilt. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung zur Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit gemäß §3 
BauGB erfolgte über das Amtsblatt für die Stadt Schlüchtern am 30.04.2020.  
Der betroffenen Öffentlichkeit wurde durch die öffentliche Auslegung in der Stadtverwaltung 
Schlüchtern in der Zeit vom 11.05.2020 bis einschließlich 30.06.2020 die Möglichkeit zur Ab-
gabe einer Stellungnahme gegeben. Aufgrund der besonderen Situation der COVID-19-Pan-
demie wurde der Zeitraum zur Einsichtnahme angemessen erhöht. 
Es wurden drei Stellungnahmen durch die betroffene Öffentlichkeit abgegeben. 
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Mit Schreiben vom 24.04.2020 wurde den betroffenen Behörden, Trägern öffentlicher Be-
lange, deren Aufgabenbereich durch die Planung/Planänderung berührt werden kann, ge-
mäß §4 BauGB sowie den betroffenen Nachbargemeinden gemäß §2 BauGB die Möglichkeit 
zur Abgabe einer Stellungnahme bis einschließlich 30.06.2020 gegeben. Aufgrund der be-
sonderen Situation der COVID-19-Pandemie wurde der Zeitraum zur Abgabe einer Stellung-
nahme angemessen erhöht. 
Es wurden 22 Stellungnahmen durch betroffene Behörden, Träger öffentlicher Belange so-
wie Nachbargemeinden abgegeben. 
 
 
Erneute Beteiligung (§4a Abs.3 BauGB) der Öffentlichkeit & Beteiligung der Behörden 
und Nachbargemeinden 
 
Durch einen Übertragungsfehler war der Hinweis auf die textlichen Festsetzungen, welche 
vollumfänglich in der Begründung enthalten waren, nicht gedruckt worden.  
Aus diesem Grund erfolgte noch einmal eine erneute, verkürzte Offenlage mit einer Ergänzung 
der Unterlagen um den Entwurf der Textlichen Festsetzungen als separates Dokument in ihrer 
ursprünglichen Fassung, wie sie bereits in der Begründung enthalten waren.  
Abgesehen von der Kenntlichmachung der Textfestsetzungen in einem separaten Dokument 
wurden keine Änderungen oder Ergänzungen des Entwurfs des Bauleitplans vorgenommen 
und die Grundzüge der Planung somit nicht berührt. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung zur erneuten Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit er-
folgte über das Amtsblatt für die Stadt Schlüchtern am 14.08.2020.  
Der betroffenen Öffentlichkeit wurde durch die öffentliche Auslegung in der Stadtverwaltung 
Schlüchtern in der Zeit vom 24.08.2020 bis einschließlich 07.09.2020 die Möglichkeit zur Ab-
gabe einer Stellungnahme gegeben.  
Es wurde eine Stellungnahme durch die betroffene Öffentlichkeit abgegeben. 
 
Mit Schreiben vom 17.08.2020 wurde den betroffenen Behörden, Trägern öffentlicher Be-
lange, deren Aufgabenbereich durch die Planung/Planänderung berührt werden kann, ge-
mäß §4 BauGB sowie den betroffenen Nachbargemeinden gemäß §2 BauGB die Möglichkeit 
zur Abgabe einer Stellungnahme bis einschließlich 07.09.2020 gegeben.  
Es wurden 17 Stellungnahmen durch betroffene Behörden, Träger öffentlicher Belange so-
wie Nachbargemeinden abgegeben. 
 
 

5. Vorhandenes Planungsrecht 
 
Das Plangebiet erstreckt sich über einen Teilbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans 
„Elmwiesen“, ansonsten gilt § 34 BauGB, respektive § 35 BauGB an der nördlichen Grund-
stücksgrenze.  
Innerhalb des Geltungsbereiches wird der rechtskräftige Bebauungsplan mit all seinen Fest-
setzungen ersetzt.  
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Abb.: Bild Umgriff Elmwiesen mit Markierung betroffener Bereich - Quelle: Stadt Schlüchtern 
 
 
 

6. Plangrundlage 
 

Die Plangrundlage für den zeichnerischen Teil des Bebauungsplans basiert auf der digitalen 
Flurkarte („Datengrundlage: Hessische Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinforma-
tion“) sowie mehreren Vermessungen.  

In dieser digitalen Grundlage sind alle Informationen der amtlichen Katasterpläne und der 
Vermessung enthalten. Der für die eindeutige Festsetzung des Inhalts des Bebauungsplans 
gewählte Maßstab 1:1000 ist ausreichend und entspricht den Bestimmungen des §1 PlanzV. 
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Abb.: Planauskunft Stadt Schlüchtern (2013) 
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Abb.: Bild Vermesserplan mit Höhen und Höhenlinien (siehe auch im Original als Anlage zur besseren Lesbarkeit) 
– Quelle: Müller & Richter - Vermessungs- u. Ingenieurbüro 

 
 

7. Übergeordnete Planung – Regionalplan Südhessen/ Regionaler Flächennutzungs-
plan 2010 

 
Im Regionalplan Südhessen ist die Fläche als „Vorranggebiet Siedlung Bestand“ dargestellt.  

 

 
Abb. Ausschnitt Regionalplan mit Lage des Änderungsbereiches - Quelle: https://landesplanung.hessen.de/regio-
nalpläne/regionalplan-südhessen 
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Der Bebauungsplan sowie die im Parallelverfahren durchzuführende 5. Änderung des Flä-
chennutzungsplans ist daher aus dem RPS/ RegFNP 2010 entwickelt und wiederspricht nicht 
den Zielen des RPS/ RegFNP 2010.  
 
 

8. Übergeordnete Planung – Flächennutzungsplan der Stadt Schlüchtern 
 
Der bestandskräftige Flächennutzungsplan der Stadt Schlüchtern (Hessen) zeigt das Plan-
gebiet im Wesentlichen als „gemischte Baufläche“; sowie als „gemischte Baufläche, geplant“ 
und „Fläche für die Landwirtschaft“.  
 

 
Abb. Ausschnitt Flächennutzungsplan mit Lage des Änderungsbereiches – Quelle: Stadt Schlüchtern 

 
Die erforderliche 5. Änderung des Flächennutzungsplans mit der neuen Darstellung als Son-
dergebiet mit der Zweckbestimmung „Wohnen, Hotel und Gesundheit“ (und einem Teilbe-
reich in „Grünfläche (öffentlich und privat)“) erfolgt gem. §8 Abs.3 BauGB im Parallelverfah-
ren zur Durchführung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahrens „Elmer Land-
straße“. 
 
 

9. Vorhaben & Erschließungsplan - Textliche Vorhabensbeschreibung 
 
Der Vorhabenträger plant auf dem Grundstück ein Seniorenzentrum mit drei Nutzungsbaustei-
nen zu realisieren: Gesundheitszentrum mit Hotel, Tagespflege und Betreutes Wohnen/ Mehr-
generationenwohnen. 
 
Das Gesundheitszentrum wird hierbei im Sinne der Nachhaltigkeit als Umbau des ehemaligen 
Gebäudes des Baumarktes „Knothe“ realisiert. Nach Abriss der inzwischen in Teilen verfalle-
nen Lagerhallen werden im rückwärtigen Bereich des Grundstückes die anderen kleinteiligen 
vier Baukörper als Neubauten errichtet.    
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Im Detail lässt sich derzeitig die folgende Nutzungsbeschreibung darstellen. Eine genaue Fest-
schreibung der vorgesehenen Nutzungen erfolgt im Durchführungsvertrag, da manche Nut-
zungen erst mit abgeschlossenem Mietvertrag tatsächlich auch garantiert werden können. 
 
Gesundheitszentrum mit  
- Ärztliche Gemeinschaftspraxis für Allgemeinmedizin 
- Physiotherapeutische Praxis 
- Fitnessstudio mit angegliedertem Wellnessbereich (Schwimmbad) 
- Hotel garni mit Frühstücksraum (ca. 16 Zimmer mit 30 Betten) 
- Überdachten Stellplätzen 
 
Tagespflege mit  
- Ca. 35 Plätzen 
 
Betreutes Wohnen/ Mehrgenerationen mit  
- Ca. 102 Wohneinheiten mit 35 bis 80 m², nur eine mit 170 m² 
 

Die städtebauliche Anordnung der fünf Baukörper wurde entwickelt um mehrere Aspekte si-
cherzustellen: 

- Einbindung des Bestandsbaus 
- Aufwertung der Brückenauer Straße durch Platzierung der öffentlichsten Nutzung an die-

ser Stelle 
- Optimale Ausnutzung des schwierig geschnittenen Grundstücks mit hoher Grundstücks-

tiefe 
- Orientierung zum Elmbach und zu den Grünflächen der Bachsenke  
- Sicherstellen von Synergieeffekten zwischen den Nutzungen bei gleichzeitigem Einhalten 

des städtebaulichen Maßstabs der Umgebung; hierbei zeigt sich die Lage in der Senke als 
vorteilhaft 

- Schaffung eines inneren geschützten Bereiches für die Adressbildung und die Unterbrin-
gung des ruhenden Verkehrs  

- Organisation der Anlieferung an einer weniger einsichtigen/ prominenten Stelle 
- Platzierung des Betreuten Wohnens mit Bezug zum Elmbach/ zur privaten Grünfläche, die 

als Gemeinschaftsgarten genutzt wird („Ruhebereich“)   

In der Freiflächengestaltung und Planung der Erschließungsanlagen wird entlang der Brücke-
nauer Straße der Bestand gleichfalls soweit wie möglich nachhaltig fortgenutzt, hier sollen je-
doch zur Aufwertung beispielsweise ein Grünpuffer zwischen den vorhandenen Stellplätzen 
und dem öffentlichen Bürgersteig, sowie eine zusätzliche Ausfahrt entstehen. 

Entlang des Elmbaches wird eine Pufferzone aus Grünflächen eingerichtet, die zu ergänzende 
Bepflanzung orientiert sich an dem hier heimischen und standortgerechten Bewuchs.  

Die Erschließungsflächen werden als „shared space“ ausgestaltet und durch Begrünung und 
Bäume klar gegliedert. Der ruhende Verkehr teilt sich in offene Stellplätze sowie in eine Reihe 
von Carports mit extensiver Dachbegrünung um einen verträglichen Übergang zum höher ge-
legenen Nachbargrundstück herzustellen.    
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10. Vorgesehene Planinhalte - Textliche und zeichnerische Festsetzungen 
 

Die vorgesehenen zeichnerischen Festsetzungen sind dem Entwurf zum Bebauungsplan zu 
entnehmen.  

Die vorgesehenen textlichen Festsetzungen werden wie folgt vorgeschlagen und begründet:  

 PLANUNGSRECHTLICHE TEXTFESTSET-
ZUNGEN 
Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 
gemäß Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m.  
Verordnung über die bauliche Nutzung 
der Grundstücke (BauNVO) 

BEGRÜNDUNG   

1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i. V. m. 
§ 8 BauNVO) 

 

1.1 Das Baugebiet wird als Sondergebiet (SO) 
mit der Zweckbestimmung Wohnen, Hotel 
und Gesundheit festgesetzt (§ 11 BauNVO). 

Die Festsetzung entspricht der gemäß Vor-
haben- und Erschließungsplan vorgesehe-
nen Nutzung. 

1.2 Im Sondergebiet sind innerhalb der über-
baubaren Grundstückflächen SO1 bis SO5 
nur Vorhaben gemäß Definition im Durch-
führungsvertrag zulässig. 

Da nicht alle Nutzungen im Einzelnen be-
reits zum Zeitpunkt des Bebauungsplanent-
wurfes feststehen und mietvertraglich gesi-
chert werden können, ist die Sicherung über 
den Durchführungsvertrag zu regeln. 

2 Maß der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i. V. m. 
§§ 16 bis 21 a BauNVO) 

 

2.1 Grundfläche (§ 16 BauNVO)  
 Für das Sondergebiet wird eine Grundflä-

chenzahl (GRZ) von 0,8 als Höchstmaß fest-
gesetzt. 

Mit der Festsetzung einer GRZ von 0,8 für 
das gesamte Plangebiet wird die Ober-
grenze, die im §17 Abs. 1 BauNVO vorgese-
hen ist, ausgeschöpft. Damit ist gemäß des 
städtebaulichen Konzeptes die Ausnutzung 
der Fläche auch für die für die Gebäude er-
forderlichen Erschließungsmaßnahmen 
möglich. Mit der Wiedernutzung der Indust-
riebrache und durch die festgesetzte Aus-
nutzbarkeit des Standortes wird zum sparsa-
men Umgang mit Grund und Boden beige-
tragen und insbesondere die Inanspruch-
nahme von bislang ungenutzten Flächen im 
Außenbereich verringert. 

2.2 Geschossfläche (§ 16 BauNVO)   
 Für das Sondergebiet wird eine Geschoss-

flächenzahl (GFZ) von 1,2 als Höchstmaß 
festgesetzt. 

Mit der Festsetzung einer GFZ von 1,2 für 
das gesamte Plangebiet wird die Ober-
grenze, die im §17 Abs. 1 BauNVO für ein 
SO vorgesehen ist, nicht ausgeschöpft, son-
dern orientiert sich an den Zielwerten für all-
gemeine und reine Wohngebiete, bzw. Dorf-
/ Mischgebiete. 
Mit der Wiedernutzung der Industriebrache 
und durch die festgesetzte Ausnutzbarkeit 
des Standortes wird zum sparsamen Um-
gang mit Grund und Boden beigetragen und 
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insbesondere die Inanspruchnahme von bis-
lang ungenutzten Flächen im Außenbereich 
verringert. 

2.3 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs.2 
und 4 BauNVO i. V. m. 
§ 18 Abs.1 BauNVO) 

 

2.3.1 
 
 

Im Sondergebiet sind für die überbaubaren 
Grundstückflächen SO1 bis SO5 III bis IV 
Vollgeschosse entsprechend der zeichneri-
schen Festsetzung im Plan plus Staffelge-
schosse zulässig. 

Die Ausnutzung entspricht Beispielen aus 
der umgebenden Bebauung und ist dement-
sprechend als aus städtebaulicher Sicht als 
verträglich einzustufen.  

2.3.2 
 
 

Die maximale Gebäudehöhe (FH=First-
höhe) (§ 16 Abs. 2 BauNVO i. V. m. 
§ 18 Abs.1 BauNVO) ergibt sich aus der 
NHN-Festsetzung gemäß dem Planeintrag.  

Durch den Einzeleintrag in der Planzeich-
nung werden für jedes Baufeld die unter-
schiedlichen zulässigen Bauhöhen in Meter 
über Normalhöhennull (m+NHN) für die je-
weiligen Genehmigungserfordernisse ange-
geben. 
Durch die auf dem Gelände vorhandenen 
Höhenverhältnisse ist die Staffelung der Ge-
bäudehöhen für das Umfeld als verträglich 
einzustufen. 

2.3.3 Die höchstzulässige Gebäudehöhe darf für 
untergeordnete technische Dachaufbauten/ 
Nebenanlagen wie Treppenhäuser und Auf-
züge um bis zu 3,0 m überschritten werden. 
Diese Überschreitung ist auf eine Fläche 
von max. 10% der jeweils überbaubaren 
Grundstückflächen (SO1-5) begrenzt. 

(Überarbeitung der Textfestsetzung gemäß 
Anregung der Stellungnahme aus der früh-
zeitigen Beteiligung des Bürgers 2) 
Da die Architekturplanung auf dem Stadt 
des Vorentwurfes einzustufen ist, muss eine 
gewisse Flexibilität für die Umsetzung ver-
bleiben, um mögliche spätere Anforderun-
gen aus Fachplanung zu berücksichtigen. 

3 Bauweise, überbaubare/ nicht überbau-
bare Grundstücksfläche, Stellung der 
baulichen Anlagen (§ 9 Abs.1 Nr. 2 
BauGB) 

 

3.1 
 

Überbaubare und nicht überbaubare 
Grundstücksfläche (§ 23 Abs. 1 BauNVO) 
Die überbaubaren Grundstücksflächen SO1 
bis SO5 werden durch Baugrenzen zeichne-
risch festgesetzt. 

Die Festsetzung entspricht der gemäß Vor-
haben- und Erschließungsplan vorgesehe-
nen Nutzung. 

3.2 
 

Von den festgesetzten Baugrenzen kann bis 
zu 0,5 m abgewichen werden, soweit dem 
nicht andere Vorschriften entgegenstehen. 

Da die Architekturplanung auf dem Stadt 
des Vorentwurfes einzustufen ist, muss eine 
gewisse Flexibilität für die Umsetzung ver-
bleiben, um mögliche spätere Anforderun-
gen aus Fachplanung zu berücksichtigen. 

4 Nebenanlagen, Flächen für Stellplätze 
und Garagen (§ 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB) 

 

4.1 Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze, Fahr-
radstellplätze und Carports, sowie ihre Zu-
fahrten sind in der überbaubaren sowie ge-
mäß dem Planeintrag in der nicht überbau-
baren Grundstücksfläche zugelassen. 

Die Festsetzung entspricht der gemäß Vor-
haben- und Erschließungsplan vorgesehe-
nen Nutzung. 

4.2 Stellplätze können entsprechend der zeich-
nerischen Festsetzung abweichend von der 
gemäß der hessischen Bauordnung (HBO) 
zulässigen Höchstgrenzen für Grenzbebau-
ung angeordnet werden und somit die 
Höchstgrenzen in Anzahl und Länge über-
schreiten. 

Besonders bezüglich der Grenzbebauung 
der Stellplätze wurde als nachbarverträgli-
che Lösung die Umsetzung als Carports mit 
einem begrünten Dach vorgesehen. 
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4.3 Für das Gesamtvorhaben sind insgesamt 
132 Stellplätze (offen, in Carports, im Ge-
bäude) herzustellen und nachzuweisen. 

Siehe hierzu auch das gesonderte Kapitel in 
der Begründung. 

5 Grünordnerische und landespflegerische 
Festsetzungen  
(§ 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB, § 9 Abs.1 Nr. 20 
BauGB, § 9 Abs.1 Nr. 25a+b BauGB) 

 

5.1 Grünflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB i. V. 
m. und § 9 Abs.1 Nr. 25 a + b BauGB) 

 

 Die private Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung „Gemeinschaftsgarten“ ist als Garten 
mit überwiegendem Ziergartenanteil/ einem 
hohen Anteil an Ziergehölzen/ als struktur-
reicher Hausgarten anzulegen. 

Textfestsetzung gemäß Formulierung zur 
E+A aus dem Umweltbericht 
 

5.2 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 
BauGB)  

 

5.2.1 Maßnahmenfläche Elmbach  
Zur Berücksichtigung des Natura-2000/FFH-
Gebietes „Kinzigsystem oberhalb von 
Steinau an der Straße“ wird eine 5m tiefe 
Pufferzone zur eingemessenen Böschungs-
oberkante des Elmbaches als „Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft“ festgesetzt.  
Jeglicher baulicher Eingriff in diese Fläche 
wird ausgeschlossen. Innerhalb dieser Flä-
che für Maßnahmen ist eine standortge-
rechte, dichte Auenvegetation vorzusehen.  

Textfestsetzung gemäß Anforderungen zur 
Berücksichtigung der FFH-Fläche (Fachbei-
trag FFH-Verträglichkeitsprüfung) 

 Die Maßnahmenfläche Elmbach ist als Ufer-
gehölz im Bestand zu schützen, mindestens 
innerhalb der ausgewiesenen Fläche neu an-
zulegen sowie dauerhaft zu erhalten und zu 
pflegen. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 
Das Wiederaufwachsen der Ufergehölze, 
deren Erhalt und Pflege ist zusätzlich ver-
traglich über den Durchführungsvertrag mit 
dem Vorhabenträger sicherzustellen. 
Hinweis gemäß Fachgutachten zu Hoch-
wasserschutz: „Bepflanzungsmaßnahmen in 
dem Randstreifen dürfen den ungehinderten 
Hochwasserabfluss im ÜSG nicht behin-
dern.“ 

 Zur Vermeidung einer Beeinträchtigung von 
Groppe- und Bachneunaugen-Habitaten 
durch Verunreinigungen oder Trübstoffen 
aus Bauabwasser und Grubenwasser ist 
dieses in das örtliche Abwasserkanalsystem 
einzuleiten oder vor der Einleitung in den 
Elmbach zu reinigen.  

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag aus dem Umweltbericht zur 
Vermeidung von Beeinträchtigungen des 
Elmbaches und der Schutzziele des FFH-
Gebietes „Kinzigsystem ober-halb von 
Steinau a. d. Straße“ (DE 5623-317) 
 

 Niederschlagswasser von Dachflächen und 
den versiegelten Grundstücksfreiflächen 
sollte auf dem Grundstück versickert werden 
und ist einer Einleitung in den Elmbach oder 
den Abwasserkanal vorzuziehen. Ist den-
noch eine Einleitung in den Elmbach geplant 
ist sicherzustellen, dass die Einleitungs-

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag aus dem Umweltbericht zur 
Vermeidung von Beeinträchtigungen des 
Elmbaches und der Schutzziele des FFH-
Gebietes „Kinzigsystem ober-halb von 
Steinau a. d. Straße“ (DE 5623-317) 
Hinweis gemäß Fachgutachten zu Hochwas-
serschutz: „ Grundsätzlich darf es bei der 
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menge keinen negativen Einfluss auf die bi-
ologischen Qualitätskomponenten nach 
WRRL hat und es ebenso zu keiner nachtei-
ligen chemischen Veränderung des Gewäs-
sers, insb. im Hinblick auf Groppe und Bach-
neunauge, kommt.  

Entwässerung des Geländes nicht zu einer 
Verschlechterung gegenüber dem vorheri-
gen (auch baulich genutzten Zustand) kom-
men. Dazu ist die aktuelle Situation der Ober-
flächenentwässerung zu bewerten und mit 
der Planung zu vergleichen. Für den Fall, 
dass es zu einer Verschlechterung kommt, 
sind Maßnahmen wie z.B. lokale Versicke-
rung (falls möglich) oder einen Rückhalt auf 
der Fläche in der Planung zu berücksichti-
gen.“ 

 Bei der Gewässerbenutzung für die Regen-
entwässerung durch gezieltes Versickern o-
der Einleiten in den Elmbach bedarf es 
grundsätzlich vorher einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der erneuten 
Beteiligung des MKK 

5.2.2 Artenschutz  
 Die Bestandsgebäude sind vor Aufnahme 

von Abrisstätigkeiten auf Tiervorkommen 
geschützter Arten zu überprüfen.  
Das Areal ist unmittelbar vor Baufeldfreima-
chung nochmals auf Tiervorkommen ge-
schützter Arten zu überprüfen.  

Textfestsetzung gemäß Anforderungen zur 
Berücksichtigung des Artenschutzes (Fach-
beitrag Artenschutz) 

 Bei der Beseitigung von Bäumen und Gehöl-
zen sind die Rodungszeiträume gem. § 39 
Abs 5 BNatSchG (1.10. - 28.2.) zu beach-
ten.  
 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag aus dem Umweltbericht zur 
Vermeidung von artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbeständen und Beeinträchtigungen 
der Fauna 

 Im Dachbereich der neuen Gebäude sind 
Nistmöglichkeiten für Haussperlinge einzu-
bringen. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 
Maßnahmen zum Artenschutz sind zusätz-
lich vertraglich über den Durchführungsver-
trag mit dem Vorhabenträger sicherzustel-
len. 

5.3 
 

Flächen für Anpflanzungen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen sowie Bindungen für Bepflanzungen 
und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen (§ 9 (1) 25 a und b BauGB)  

 

5.3.1 Begrünung der Grundstücksfreiflächen 
Nach § 17 Abs. 1 und § 19 Abs. 4 BauNVO 
sind mindestens 20% der als Sondergebiet 
festgesetzten Flächen als Grünfläche (Gr) 
anzulegen. Die Grünflächen (Gr) sind ge-
mäß der zeichnerischen Festsetzung im 
Plan definiert. Auf mindestens 15 % der zu 
begrünenden Flächen sind heimische und 
standortgerechte Bäume und Sträucher der 
Vorschlagsliste anzupflanzen und im Be-
stand zu erhalten. Für hochstämmige Laub-
bäume sind dabei 10 m2, für Sträucher je-
weils 2 m2 anzusetzen.  

Festsetzung zur Sicherung der Grünflächen 
und der unversiegelten Flächen 

5.3.2 Bäume im Stellplatzbereich  
Je 6 Stellplätze ist ein standortgerechter 
Baum entsprechend der Vorschlagsliste an-
zupflanzen und im Bestand zu erhalten. Es 

Sicherung einer Qualität vollen Freiflächen-
gestaltung und zur Vermeidung von Wär-
meinseln 
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sind ausschließlich hochstämmige Laub-
bäume, Stammumfang mindestens 16 - 18 
cm zu verwenden. Die Bäume sind in Grün-
flächen oder Baumscheiben mit jeweils min-
destens 10 m2 Fläche zu pflanzen. 

5.3.3 Während der Bauphase sind gefährdete 
Baumhecken und Gehölzbestände im Be-
reich der Baustelle vor Beschädigungen von 
Stamm und Wurzelraum durch Sicherungs-
maßnahmen zu schützen. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag aus dem Umweltbericht zur 
Vermeidung von Beeinträchtigung von Natur 
und Landschaft 
 

5.3.4 Die Carports sind extensiv als Gras-Stau-
dendach zu begrünen.  
 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag aus dem Umweltbericht zur 
Vermeidung von Beeinträchtigung von Natur 
und Landschaft 
Eine Retention von Niederschlagswasser 
durch Dachbegrünung zur Reduktion von 
Oberflächenabfluss von Regenwasser ist 
nur in geringem Maße möglich, da die Bau-
körper SO2-5 aus städtebaulichen Gründen 
mit flach geneigten Dächern versehen wer-
den und es sich bei dem Baukörper SO1 um 
ein Bestandsbau handelt. 

6 Vorkehrungen zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen 
(§ 9 Abs.1 Nr. 23 BauGB, § 9 Abs.1 Nr. 24 
BauGB) 

 

6.1 Baulicher Schallschutz  
(§ 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB)  

 

6.1.1 Die Außenbauteile der Gebäude im Plange-
biet sind bei Wohn-, Schlaf- und Aufenthalts-
räumen zum Schutz gegen den Verkehrs-
lärm entsprechend der Tabelle 7 in der DIN 
4109 vom Januar 2018 sowie im Abschnitt 7 
dieser Norm und auf der Grundlage der fol-
genden grafischen Darstellung angegebe-
nen maßgeblichen Außenlärmpegel (La) 
auszulegen. 
Bei Hotelzimmern mit Fassaden mit Beurtei-
lungspegeln im Nachtzeitraum > 45 dB(A) 
sind Fensterkonstruktionen mit integrierten 
Belüftungseinrichtungen oder gleichwertige 
schallgedämmte Belüftungsanlagen vorzu-
sehen. In diesen Fällen ist darauf zu achten, 
dass die schalltechnischen Anforderungen 
an die Fenster einschließlich dieser Belüf-
tungseinrichtungen zu erbringen sind. Dies 
gilt analog auch für Fenster mit Rollladen-
kästen. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag des Fachgutachters 
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Ergänzung um grafische Darstellung  ge-
mäß Anregung  der Stellungnahme des RP 

6.1.2 Die Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm 
sind im Rahmen der Umsetzung des Vorha-
benbezogenen Bebauungsplans zu beach-
ten. Vor Baubeginn ist ein Baulärmminde-
rungskonzept durch eine nach § 29b BIm-
SchG anerkannte Messstelle erstellen zu 
lassen und im Rahmen der Umsetzung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans um-
zusetzen (siehe auch §11 HBO (Baustelle) 
und hierzu ergangene Handlungsempfeh-
lung zur HBO). 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 
 
Stellungnahme des Fachgutachters GE-
NEST vom 06.12.2019: 
„Für den Neubau des Vorhabens wird ein 
Baustellenlärmkonzept erstellt, in dem die 
zu erwartenden Geräuschimmissionen für 
die unmittelbar angrenzende maßgebliche 
Wohnnachbarschaft prognostiziert werden 
soll. Die Ergebnisse werden gemäß der AVV 
Baulärm bewertet. Bei einer Überschreitung 
der schalltechnischen Anforderungen wer-
den Hinweise zu geräuschmindernden Maß-
nahmen gegeben.“ 

6.1.3 Lärm emittierende Anlagen wie z.B. Luftwär-
mepumpen, Klimaanlagen, Küchendunstab-
zugsanlagen und vergleichbare Anlagen 
sind entsprechend dem Stand der Technik 
auf dem Gebiet des Lärm- und Erschütte-
rungsschutzes zu errichten, zu betreiben 
und zu warten.  
Sofern die Immissionsrichtwerte an der be-
stehenden Nachbarschaft nicht um mindes-
tens 6 dB unterschritten werden können, ist 
eine Untersuchung der schalltechnischen 
Vorbelastung bzw. Gesamtbelastung erfor-
derlich. Die Vorbelastung wird entweder 
rechnerisch oder messtechnisch ermittelt. 
 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK, mit Anpassung 
des zweiten Satzes entsprechend der fol-
genden Stellungnahme des Fachgutachters 
GENEST vom 06.12.2019: 
„Auf die Untersuchung der schalltechni-
schen Vorbelastung kann gemäß TA Lärm, 
Ziffer 3.2.1, verzichtet werden, wenn die Be-
urteilungspegel die Immissionsrichtwerte um 
mindestens 6 dB unterschreiten. Daher wird 
die Unterschreitung der Immissionsricht-
werte um 6 dB als Zielfestsetzung in der 
noch zu erarbeitenden Untersuchung zu-
grunde gelegt. 
Wir schlagen daher vor den Text für die 
Festsetzung sinngemäß um eine detaillier-
tere Sichtweise zu ergänzen: 
„Sofern die Immissionsrichtwerte an der be-
stehenden Nachbarschaft nicht um mindes-
tens 6 dB unterschritten werden können, ist 
eine Untersuchung der schalltechnischen 
Vorbelastung bzw. Gesamtbelastung erfor-
derlich. Die Vorbelastung wird entweder 
rechnerisch oder messtechnisch ermittelt.“ 
Aus unserer Sicht wäre die pauschale For-
derung des Irrelevanz-Kriteriums nach Ziffer 
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3.2.1 der TA Lärm zu streng und die Durch-
führung einer entsprechenden Untersu-
chung der Geräuscheinwirkungen des Pfle-
geheims im Vorfeld angezeigt.“ 

6.1.4 Stationäre Anlagen, wie z.B. Luftwärme- 
pumpen, dürfen keine ton- und/oder impuls-
haltigen oder tieffrequenten Geräusche ge-
mäß TA Lärm erzeugen. 
 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK, mit Anpassung 
des zweiten Satzes entsprechend der fol-
genden Stellungnahme des Fachgutachters 
GENEST vom 06.12.2019: 
„Bei einem detaillierten Planungsstand wer-
den alle Schallquellen, die vom Betrieb des 
Pflegeheims ausgehen, berücksichtigt, z. B. 
Parkplatz, Anlieferung und stationäre Anla-
gen, etc. Die stationären Anlagen werden so 
spezifiziert, dass diese keine ton-/impulshal-
tigen oder tieffrequenten Geräusche erzeu-
gen, die zu einer Überschreitung der schall-
technischen Anforderungen an den maß-
geblichen Immissionsorten führen. Das be-
deutet konkret, dass die Anforderungen der 
Begleitnormen DIN 45680 und DIN 45681 
erfüllt sein müssen. Dies kann z. B. auch 
dann gewährleistet sein, wenn die Schall-
quelle selbst Geräuschmerkmale aufweist, 
die tonhaltig oder tieffrequent sind, aber 
trotzdem keine relevante Auswirkung auf 
den Immissionsort hat. Demnach sollte eine 
Formulierung den wichtigen Zusatz enthal-
ten, dass „stationäre Anlagen, keine ton- 
und/oder impulshaltigen oder tieffrequenten 
Geräusche gemäß TA Lärm erzeugen dür-
fen“.“ 

6.2 Reduktion und Vermeidung von Licht- 
Immissionen („Light pollution“) 

 

6.2.1 Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen 
sind aus nichtreflektierendem dunklem Ma-
terial erlaubt. Diese sind baugestalterisch in 
die Dachfläche einzufügen. Weitere Maß-
nahmen zur Nutzung regenerativer Energien 
sind erlaubt, soweit keine schädlichen Um-
welteinwirkungen im Einwirkungsbereich 
eintreten können. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 

6.2.2 Vor Einbau Sonnenlichtreflektionen verursa-
chender Bauelemente und technischer Anla-
gen (z.B. verspiegelte Gläser, Photovoltaik-
anlagen) ist deren Blendwirkung auf schüt-
zenswerte Daueraufenthaltsflächen und –
räume nach der „Richtlinie zur Messung und 
Beurteilung von Lichtimmissionen“ des Län-
derausschusses für Immissionsschutz (LAI) 
vom 13.09.2012 zu überprüfen. Ergibt die 
Prüfung, dass schädliche Umwelteinwirkun-
gen durch Blendung auftreten können, sind 
ausreichend dimensionierte Blenden oder 
andere dem Stand der Technik entspre-
chende Schutzmaßnahmen vorzusehen. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 
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Kann die Blendwirkung nicht vermieden wer-
den ist der Einbau blendender Bauelemente 
unzulässig. 

6.2.3 Die öffentliche und private Außenbeleuch-
tung ist energiesparend, streulichtarm und 
insektenverträglich zu installieren und zu be-
treiben. Es dürfen nur Lampen mit bern-
steinfarbenem bis warmweißem Licht mit 
geringem Ultraviolett- und Blauanteil (Farb-
temperatur von 1800 bis maximal 3000 Kel-
vin) eingesetzt werden, deren Betriebszeit 
durch Zeitschaltungen soweit möglich zu 
verkürzen ist. Die Leuchten müssen staub-
dicht und so ausgebildet sein, dass eine 
Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende 
Fläche erfolgt. Blendwirkungen sind durch 
geeignete Lichtpunkthöhe, Neigungswinkel 
der Leuchten, Reflektoren, Blenden, Lam-
pen die einen direkten Blick in Leuchtmittel 
verhindern, zu vermeiden. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 

6.2.4 Zum Zwecke der Vermeidung weiterer Him-
melaufhellung und zum Schutz nachtaktiver 
Tiere und Insekten (z.B. Fledermäuse) sind 
nur voll abgeschirmte Leuchten zu verwen-
den, die im installierten Zustand kein Licht 
horizontal oder nach oben abstrahlen (Up-
ward Light Ratio = 0, besser Lichtstärke G6 
nach DIN EN 13201). Auf Bodenstrahler, 
aufgeneigte Leuchten, Kugelleuchten, nicht 
abgeschirmte Röhren, Fassadenanstrahlun-
gen ist zu verzichten. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 

6.2.5 Außenleuchten dürfen nicht direkt vor den 
Fenstern von schutzbedürftigen Dauer-
aufenthaltsräumen nach DIN 4109, stark re-
flektierenden Fassaden oder in Gehölzgrup-
pen angebracht werden. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 

6.2.6 Wechsellicht (Änderungen des Betriebszu-
standes der Beleuchtungsanlage in weniger 
als 5 Minuten) darf nicht verwendet werden. 
Ebenso ist bewegtes Licht nicht zulässig. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 

6.2.7 Bei allen Beleuchtungsanlagen sind Außen-
wirkungen auf angrenzende potenzielle Le-
bensräume nachtaktiver oder nachts ruhe-
bedürftiger Lebewesen (inkl. Menschen) 
grundsätzlich zu vermeiden. 

Textfestsetzung gemäß Formulierungsvor-
schlag der Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Beteiligung des MKK 

7 Nachrichtliche Übernahmen 
(§ 9 Abs.6 BauGB) & (§9 Abs.6a BauGB) 

 

7.1 FFH-Gebiet „Kinzigsystem oberhalb von 
Steinau an der Straße“ 
Das Natura-2000/ FFH-Gebiet „Kinzigsys-
tem oberhalb von Steinau an der Straße“ ist 
nachrichtlich in den Bebauungsplan über-
nommen. 

Mit der nachrichtlichen Übernahme wird den 
Anforderungen gemäß §9 Abs. 6 BauGB 
entsprochen. 

7.2 Überschwemmungsgebiet HQ100 nach 
WHG gemäß www.geoportal.hessen.de 
 
 
 

Nachrichtliche Übernahme gemäß Fachbei-
trag Hochwasserschutz 
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A Hinweise (§ 9 Abs.5 BauGB)  
A1 Denkmalschutz (§ 21 HDSchG) 

Bei Erdarbeiten können Bodendenkmäler 
wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfär-
bungen und Fundgegenstände z.B. Scher-
ben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt wer-
den. Diese sind unverzüglich dem Landes-
amt für Denkmalpflege Hessen, hessenAR-
CHÄOLOGIE, oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde zu melden. Funde und Fund-
stellen sind in unverändertem Zustand zu er-
halten und in geeigneter Weise bis zu einer 
Entscheidung zu schützen. 

Verweis gemäß Stellungnahme aus der Be-
teiligung des Landesamtes für Denkmal-
pflege Hessen 

A2 Altlasten 
Werden bei der Durchführung von Erdarbei-
ten Bodenverunreinigungen, Altablagerun-
gen, oder sonstige Beeinträchtigungen fest-
gestellt, von denen eine Gefährdung für 
Mensch und Umwelt ausgehen kann, sind 
umgehend die zuständigen Behörden zu in-
formieren. 

Hinweis gemäß Formulierungsvorschlag der 
Stellungnahme aus der frühzeitigen Beteili-
gung des MKK 

A3 Vorsorgender Bodenschutz 
Baumaßnahmen sind so auszuführen, dass 
schädliche Bodenveränderungen nicht ent-
stehen und nachteiligen Bodenveränderun-
gen vorgebeugt wird. Mutterboden ist gegen 
Vernichtung und Vergeudung zu schützen. 
Die Mitwirkungspflichten nach § 4 HAlt-
BodSchG sind zu beachten: 
• bei bekannten Anhaltspunkten für das 

Vorliegen schädlicher Bodenverände-
rungen oder Altlasten, 

• falls Material in einer Größenordnung 
über 600 m³ auf- oder eingebracht wer-
den soll, 

• Die Pflicht zur Unterbrechung von Arbei-
ten bis zur Freigabe durch die Boden-
schutzbehörde, wenn sich im Zuge von 
Baumaßnahmen, Baugrunduntersu-
chungen, Ausschachtungen oder ähnli-
chen Eingriffen Hinweise auf schadstoff-
bedingte schädliche Bodenveränderun-
gen ergeben. 

Hinweis gemäß Formulierungsvorschlag der 
Stellungnahme aus der frühzeitigen Beteili-
gung des MKK 

A4 Artenschutz 
Auf die artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände von europarechtlich und streng ge-
schützten Arten gemäß § 44 BNatSchG wird 
hingewiesen. Verboten ist danach die Be-
schädigung oder die Zerstörung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten und die damit 
verbundene unvermeidbare Verletzung oder 
Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungs-
formen, sowie die erhebliche Störung von 
Tieren während der Fortpflanzungs-, Auf-
zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wan-
derungszeiten.  
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen 
von nachtaktiven Insektenarten sollten für 

Hinweise gemäß Formulierungsvorschlag 
aus dem Umweltbericht  
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die Außenbeleuchtung vorzugsweise Natri-
umdampf-Hochdrucklampen, Natriumdampf-
Niederdrucklampen oder LED-Leuchtmittel 
mit Richtcharakteristik und unter Verwen-
dung vollständig gekapselter Lampenge-
häuse zu verwenden.  
Die Gestaltung der überbaubaren Flächen 
stellt für die heimische Tierwelt (Kleintiere) 
häufig Gefahren dar und soll durch geeig-
nete Maßnahmen entschärft werden. Ho-
fabläufe, Hauskellerschächte und ähnliche 
Anlagen sollen durch geeignete Mittel gegen 
das Hineinfallen und Verenden von Kleintie-
ren gesichert werden. Dachrinnenabläufe 
sollen durch Drahtvorsätze gesichert wer-
den. Kellertreppenabgänge sollen an einer 
Wangenseite mit einer waschbetonrauen 
Rampe von 10 cm Breite als Kleintierflucht-
weg versehen werden.  

A5 Befestigte Freiflächen 
Stellplätze, Wege, Zufahrten und sonstige 
befestigte Grundstücksfreiflächen sollten in 
wasserdurchlässiger Bauweise hergestellt 
werden. Auf eine wasserdurchlässige Befes-
tigung soll hingegen verzichtet werden, 
wenn eine Gefährdung von Boden oder 
Grundwasser zu erwarten ist. In keinem Fall 
darf jedoch ungereinigtes Oberflächenwas-
ser von Stellplätzen und Zufahrten in den 
Elmbach geraten.  

Hinweis gemäß Formulierungsvorschlag aus 
dem Umweltbericht 

B Aufnahme von auf Landesrecht beruhen-
den Regelungen in den Bebauungsplan: 
„Bauordnungsrechtliche Festsetzungen“ 
(§9 Abs. 4 BauGB) i.V.m. §91 HBO 

 

B1 Innerhalb des Vorhabengebiets wird die Ab-
standsfläche der Hauptnutzungen SO1 bis 
SO5 innerhalb der überbaubaren Flächen in 
Abweichung von § 6 Hessischer Bauordnung 
(HBO) auf 5,0 m festgesetzt. 
Innerhalb des Vorhabengebiets wird für 
Stellplätze und Carports bestimmt, dass 
diese in den Abstandsflächen von Gebäuden 
liegen dürfen und ohne eigene Abstandsflä-
chen unmittelbar an der Nachbargrenze oder 
in einem Abstand zu dieser auch unter 3,0 m 
liegen dürfen. 

Da das Vorhaben im Gesamtzusammen-
hang errichtet können abweichend die Ab-
standsflächen innerhalb des Vorhabengebie-
tes reduziert umgesetzt werden.  
Abstandsflächen aus Erfordernissen des 
Brandschutzes sind unvermindert umzuset-
zen. 

C Vorschlagliste (einheimische und stand-
ortgerechte) Pflanzen 

 

 Acer campestre (Feld-Ahorn) 
Carpinus betulus (Hainbuche) 
Cornus mas (Kornelkirsche) 
Cornus sanguinea (Gemeiner Hartriegel) 
Corylus avellana (Waldhasel) 
Crataegus monogyna (Eingriffliger Weiß-
dorn) 
Euonymus europaea (Pfaffenhütchen) 
Fraxinus excelsior (Gemeine Esche) 
Ligustrum vulgare (Liguster) 

Vorschlagliste entsprechend B-Plan 
Schlüchtern Fuldaer Straße 30 
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11. Ver- & Entsorgung/ Bestehende Erschließung 
 
Die Erschließung der Fläche ist sichergestellt, da seine Vornutzung bereits vollumfänglich 
angeschlossen war.  
Die Versorgung mit Trink- und Löschwasser ebenso wie die Entsorgung erfolgt durch die 
Stadt und wird durch bereits vorhandene Leitungen sichergestellt. Die Stromversorgung 
kann durch den zuständigen örtlichen Versorgungsträger mit dem bestehenden Versor-
gungsnetz sichergestellt werden. 
 
Ggf. erforderliche Ertüchtigungen oder zusätzliche Ver- & Entsorgungsleitungen/-anschlüsse 
werden durch den Vorhabenträger übernommen. Dies wird über den Durchführungsvertrag 
in Verbindung mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan geregelt.  
 

Derzeitig sind bezüglich der Entwässerung folgende Annahmen getroffen worden: 

Der anfallende Schmutzwasserabfluss Qs beträgt bei: 
• Gesundheitszentrum ca. 6,7 l/s 
• Haus 1 ca. 7,2 l/s 
• Haus 3 ca. 7,8 l/s 
• Haus 4 ca. 4,7 l/s 

Das Gesundheitszentrum kann an das öffentliche Mischsystem angeschlossen werden. Für 
die Gebäude 1 – 4 wird eine Hebeanlage erforderlich.  
 
Regenwasserabfluss 

• Gesundheitszentrum ca. 25,0 l/s 
• Haus 1-3 ca. 25,0 l/s 
• Kleines Haus ca. 5,0 l/s 
• Pro Carport 0,14 l/s somit ca. 10 Carports 1,4 l/s  

Das anfallende Regenwasser der Freiflächen kann in den Bach eingeleitet werden. Die be-
festigten Flächen – gemäß Freiflächenplan werden mit 1,0 l/s als Abflussbeiwert angesetzt. 
Die restlichen Grünflächen mit 0,2 l/s. 
 

  

Lonicera xylosteum (Gewöhnliche Hecken-
kirsche) 
Rosa canina (Hunds-Rose) 
Rosa rubiginosa (Wein-Rose) 
Salix caprea (Sal-Weide) 
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 
Sambucus racemosa (Roter Holunder) 
Viburnum opulus (Gemeiner Schneeball) 
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12. Verkehr 
 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde durch IKS - Ingenieurbüro für Stadt- und 
Mobilitätsplanung ein „Verkehrsgutachten“ mit Datum vom 22.07.2019 (Fassung der früh-
zeitigen Beteiligung) erstellt und mit Datum vom 04.02.2020 aktualisiert (siehe Anlage).  

Im Folgenden als Auszug das Kapitel „Ergebnisse der Leistungsfähigkeitsberechnungen“ 
des Fachbeitrages: 

 „Die Einfahrt zum Gesundheitszentrum wurde als Eigenständige Einmündung (in Tabelle 4 
als Knoten B bezeichnet) berechnet. Zusätzlich wurde die Einmündung Brückenauer Straße / 
Elmer Landstraße (in Tabelle 4 als Knoten A bezeichnet) weiter betrachtet. […] 
 
Folgende Ergebnisse ergaben die Berechnungen: 
Tabelle 4: Verkehrsqualitätsstufen QSV für die einzelnen Planfälle 

 
Der vorhandene Knoten ist auch weiterhin in seiner aktuellen Form leistungsfähig (QSV A, 
sehr geringe Wartezeiten). 
Die Mehrzahl der Verkehrsteilnehmer kann nahezu ungehindert den Knotenpunkt passieren. 
Die Wartezeit ist sehr gering.“ 
 
 

13. ÖPNV 
 
Die Innenstadt von Schlüchtern ist in ca. 750 m zu Fuß zu erreichen. 
Das ÖPNV-Angebot der Stadt Schlüchtern beschränkt sich auf die in der nachfolgenden 
Grafik dargestellten Linien MKK-90 bis 98, welche vornehmlich auf den Überlandverkehr 
ausgerichtet sind. Die nächstgelegenen Haltestellen hierzu befinden sich in ca. 400 m res-
pektive ca. 800 m zum Vorhabensgebiet. 
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Abb. Ausschnitt Gesamtliniennetzplan mit Lage des Vorhabengebietes – Quelle: KreisVerkehrsGesellschaft Main-
Kinzig (https://www.kvg-main-kinzig.de/fileadmin/user_upload/PDF/temp/EP_MainKinzig_Kor2017_08_VS_k.pdf) 

 
 

14. Ruhender Verkehr - PKW-Stellplatze 
 
Entsprechend der Stellplatzsatzung der Stadt Schlüchtern wurden für das „Gesundheitszent-
rum“ (SO1) im Vorhabensgebiet folgender PKW-Stellplatz Bedarf ermittelt:  
 
Nutzung SO1 Planung Einstufung gemäß Stellplatz-

satzung 
Ermittelter  
Stellplatzbedarf 

Hotel 30 Betten 1 Stellplatz je 4 Betten 8 
Gaststätte 30 Gäste 1 Stellplatz je 10 Sitzplätze 3 
Fitness 280 m² 1 Stellplatz je 50 m² Sportfläche 6 
Wellness/ Hallenbad 212 m² 1 Stellplatz je 50 m² Sportfläche 4 
Arztpraxis  94 m² 1 Stellplatz je 40 m² Nutzfläche 2 
Physiotherapie 129 m² 1 Stellplatz je 40 m² Nutzfläche  3 
Summe SO1   26 

 
Die vorstehenden Stellplätze werden vollumfänglich erstellt und auf dem Grundstück abgebil-
det. 
 
Abweichend von der Stellplatzsatzung von der Stadt Schlüchtern wird für das Vorhabensge-
biet ein eigener Stellplatzschlüssel für die Kategorie „Betreutes Wohnen/ Mehrgenerationen 
Wohnen“ festgesetzt.  
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Abb. Ausschnitt Stellplatzsatzung der Stadt Schlüchtern – Quelle: Stadt Schlüchtern 

 
Die Stellplatzsatzung der Stadt Schlüchtern sieht in Abhängigkeit zur Wohnungsgröße 1 oder 
2 Stellplätze vor. Die Stellplatzsatzung beinhaltet weiterhin die Kategorie „1.3. Gebäude mit 
Altenwohnungen“ auch wenn diese im Baugenehmigungsverfahren aktuell keine Anwendung 
mehr findet, da der Nachweis der tatsächlichen Nutzung hier nicht erbracht/ nachgehalten 
werden kann. 
Dies ist im vorliegenden Fall anders einzuschätzen, da die Nutzungen eines vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes parallel über der Durchführungsvertrag zwischen der Stadt und 
dem Vorhabenträger abgesichert werden. 
Dementsprechend wird für das Vorhabensgebiet ein Stellplatzschlüssel für die Kategorie 
„Betreutes Wohnen/ Mehrgenerationen Wohnen“ festgesetzt, in dem 1 Stellplatz je Wohnung 
(unabhängig von der Wohnungsgröße) vorzusehen ist.  
Gleichzeitig wird für die Tagespflege (bei der die Nutzer morgens durch Kleinbusse abgeholt 
und abends entsprechend nach Hause gefahren werden) ein eigener Schlüssel wie folgt vor-
geschlagen:  
 
Nutzung SO2-5 Planung Gemäß Stellplatzsatzung Ermittelter  

Stellplatzbedarf 
Wohnen 102 Wohneinheiten 1 Stellplatz je Wohnung 102 
Tagespflege 34 Plätze 1 Stellplatz je 8 Plätze 4 
Summe SO2-5   106 

 
Somit ergibt sich ein ermittelter Gesamtbedarf von in Summe insgesamt 132 Stellplätzen. 
 
Da aufgrund der Nähe zum Elmbach eine Unterkellerung der Gebäude soweit wie möglich 
vermieden werden soll, ist eine Unterbringung der Stellplätze in Form von Tiefgaragen aus-
zuschließen.  
 
Der ermittelte Gesamtbedarf kann auf dem Grundstück entsprechend der im Vorhaben- und 
Erschließungsplan dargestellten Freiraumplanung abgebildet werden: Auf dem Grundstück 
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geplante Stellplätze = in Summe 132 (davon 78 offen, davon 38 überdacht im Gesundheits-
zentrum und davon 16 in Carports). 
 
 

15. Landschaftsplanerische Aspekte, Umweltbelange, Ausgleich, Artenschutz 
 

Biotoptypen- und Baumkartierung sowie faunistische Bestandserfassung 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde im ersten Schritt durch PGNU – Planungs-
gesellschaft Natur & Umwelt mbH eine „Biotoptypen- und Baumkartierung sowie faunisti-
sche Bestandserfassung im Rahmen des Baus eines Pflegeheims auf dem Gelände des 
ehemaligen Baustoffhandels „Knothe““ mit Datum vom 10. September 2018 erstellt (siehe 
Anlage).  

Im Folgenden als Auszug das Kapitel „Zusammenfassung und Fazit“ des Fachbeitrages 
„Kartierung/ Bestandserfassung“: 

„Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist es erforderlich eine Biotoptypen- und Baum-
kartierung sowie die Erfassung ausgewählter europarechtlich geschützter Arten, die im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes zu erwarten sind, durchzuführen. Die Ergebnisse dieser 
Erhebungen werden im vorliegenden Gutachten dargestellt.  
Aufbauend auf diese Ergebnisse sollen in einem zweiten Schritt eine artenschutzrechtliche 
Prüfung, eine FFH-Verträglichkeitsprüfung, eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanz und -planung, 
eine Prüfung der Verträglichkeit nach Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) sowie eine Zusammenstellung der Scoping-Unterlagen erfolgen. Dies 
kann jedoch erst geschehen, wenn die Planungen ausreichend konkretisiert sind.  
Aktuell wurden im Untersuchungsgebiet 18 Vogelarten festgestellt, von denen 14 als Brutvö-
gel einzustufen sind. Es handelt sich überwiegend um in Hessen häufige Arten mit Bindung 
an Gehölzbestände, die vielfach in Siedlungsstrukturen (Gärten, Parks o.ä.) angetroffen wer-
den (z.B. Amsel, Kohlmeise, Mönchgrasmücke oder Zilpzalp). Zu den planungsrelevanten 
Brutvögeln, die einen in Hessen ungünstigen Erhaltungszustand aufweisen, zählen 
Haussperling, Stieglitz, Stockente und Wacholderdrossel (Nahrungsgast). Wenngleich sie in 
Hessen auf der Vorwarnliste stehen, sind sie in entsprechenden Lebensräumen nicht selten 
und noch immer mit hoher Stetigkeit anzutreffen. Ihre Revierzentren liegen nicht im Eingriffs-
bereich. 
Bei den Detektorbegehungen wurden die Zwergfledermaus und das Mausohr und bei der 
Elektrobefischung die Schmerle, die Bachforelle, die Groppe und das Bachneunauge nach-
gewiesen.  
Ein Vorkommen der Haselmaus sowie von Reptilien konnte nicht festgestellt werden.  
Inwieweit Vermeidungs- oder Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sind kann erst beantwortet 
werden, wenn die Planungen ausreichend konkretisiert sind. Bezüglich der Vogelfauna kann 
bereits jetzt ausgesagt werden, dass voraussichtlich lediglich einfache Vermeidungsmaßnah-
men erforderlich werden, weil im zentralen Eingriffsbereich, der aus Gebäuden und versie-
gelten Flächen besteht, keine Brutvögel vorkommen.  
Erfasst wurden 17 Einzelbäume und Baumgruppen, fast alle längs des Ufers des Elmbaches 
(vgl. Liste). Es handelt sich dabei (außer bei den Kopfweiden, Standardbiotoptypen Nr. 
04.500) um einheimische Einzelbäume und Baumgruppen (Standardbiotoptypen Nr. 04.110 
und Nr. 04.210).  
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Es wurde lediglich eine Baumhöhle am Rand des Untersuchungsgebietes festgestellt, Horste 
kommen nicht vor.  
Bereits bei der Einmessung der Flächen wurde eine 5m Pufferzone ab Böschungsoberkante 
Elmbach freigehalten. Da das gesamte Planungsgebiet bislang gewerblich genutzt und inner-
städtisch gelegen ist, ist eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung gemäß KV nicht erforderlich. 
Aus dem Luftbild und nach örtlicher Überprüfung wurden allerdings alle Flächen erfasst und 
mit Standardbiotoptypen Nr. nach hessischer Kompensationsverordnung eingestuft. Es zeigt 
sich, dass das Gebiet fast vollständig teil- oder vollversiegelt ist. Anhand der bisher vorliegen-
den Entwurfsplanung sollen sogar größere Freiflächen entstehen.“ 
 
 

Artenschutz 
Im weiteren Verlauf des Bebauungsplanverfahrens wurde im nächsten Schritt durch PGNU – 
Planungsgesellschaft Natur & Umwelt mbH der Fachbeitrag „Artenschutz“ mit Datum vom 
05.02.2020 erstellt (siehe Anlage).  

Im Folgenden als Auszug das Kapitel „7 Maßnahmenplanung/ 7.1. Vermeidungsmaßnah-
men“: 

„Vermeidungsmaßnahme 1: Baufeldfreimachung  
Durch die Rodung von Gehölzen und den Abriss von Gebäuden im Zeitraum gemäß §39 (5) 
BNatSchG vom 1.10. bis 28.02. können Tötungen und Verletzungen an Jungvögeln und Ei-
ern vermieden werden. Adulte Vögel können dem Eingriff zu jeder Zeit rechtzeitig auswei-
chen. Obwohl keine Brutstätten von Vögeln oder Fledermäusen und auch keine Baumhöhlen 
im Eingriffsbereich nachgewiesen wurden, sollte diese Vermeidungsmaßnahme für den Fall, 
dass sich die Situation im Bereich des Bauvorhabens ändert, angewendet werden.“ 

Im Folgenden als Auszug das Kapitel „8 Fazit“: 

„Die Prüfung des geplanten Vorhabens hinsichtlich der Erfüllung der Verbotstatbestände des 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG im vorliegenden artenschutzrechtlichen Fachbeitrag hat ergeben, 
dass dem Vorhabens keine artenschutzrechtlichen Belange entgegenstehen. Vorsorglich 
sollte die Baufeldfreimachung jedoch in der Zeit vom 1.10. bis 28.2. erfolgen, damit es zu 
keinen Beeinträchtigungen von Vögeln kommt, die ihren Brutplatz wechseln.  
Da der Eingriffsbereich weitestgehend versiegelt ist und die dort befindlichen Gebäude ent-
weder unzugänglich oder als Fortpflanzung- oder Ruhestätte ungeeignet sind, sind hier keine 
Fortpflanzung- oder Ruhestätten anzutreffen. Deshalb können durch den Eingriff keine Jung-
tiere getötet oder Eier zerstört werden. Die im Umfeld brütenden Vogelarten sind menschli-
che Aktivitäten gewöhnt und werden ggf. während der Bauarbeiten vorübergehend auswei-
chen. Es ist jedoch von einer Wiederbesiedlung auszugehen. Zudem wird es einen Zuwachs 
an Lebensraum durch die Pflanzung von Sträuchern und Bäumen um die neu entstehenden 
Gebäude geben. Eine erhebliche Störung kann deshalb ausgeschlossen werden. Beein-
trächtigungen von im Elmbach lebenden Arten kann ausgeschlossen werden, weil kein Ein-
griff erfolgt und zudem ein Puffer von 5 m von der Böschungsoberkante eingehalten wird.“ 
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FFH-Verträglichkeitsprüfung 
Parallel wurde durch PGNU – Planungsgesellschaft Natur & Umwelt mbH der Fachbeitrag 
„FFH-Verträglichkeitsprüfung für das FFH-Gebiet 5623-317 „Kinzigsystem oberhalb 
von Steinau a. d. Straße““ mit Datum vom 05.02.2020 erstellt (siehe Anlage).  

Im Folgenden als Auszug das Kapitel „Ergebnis der FFH-Prognose & Fazit“ des Fachbeitra-
ges zur „FFH-Verträglichkeitsprüfung“: 

„Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist es erforderlich eine FFH-Verträglichkeitsprü-
fung für das FFH-Gebiet 5623-317 „Kinzigsystem oberhalb von Steinau a. d. Straße“ durch-
zuführen, da der dazugehörende Elmbach direkt am Baugrundstück entlangfließt.  
Es können erhebliche Beeinträchtigungen durch das Bauvorhaben ausgeschlossen werden, 
weil keine Flächen des FFH-Gebietes beansprucht werden, Bauabwässer, die ggf. in den Elm-
bach eingeleitet werden, zuvor gereinigt und die Abwässer der Seniorenresidenz in ein ge-
schlossenes Kanalsystem geleitet werden. Fledermäuse, die auch zu den Besiedlern des LRT 
*91E0 „Auenwälder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior“ zählen können, sofern Baum-
höhlen vorhanden sind, durchqueren das Gebiet nur auf den Weg in ihre Jagdhabitate. Vögel, 
die im LRT *91E0 leben, werden das Gebiet spätestens nach Abschluss der Bauarbeiten wie-
derbesiedeln, weil sie die Nähe des Menschen gewöhnt sind. Durch den 5 m breiten Puffer 
zwischen der Böschungsoberkante des Elmbachs und dem Baugrundgrundstück wird sich ihr 
Lebensraum sogar vergrößern, wenn die auf dem Stock gesetzten Gehölze wieder ausschla-
gen.“ 
 

Hochwasserschutz 
Zudem wurde durch den Fachgutachter CDMSmith die Stellungnahme „Hochwasserschutz“ 
mit Datum vom 05.02.2020 inklusive 2 Plananlagen erstellt (siehe Anlage). 

 

Abb. Planungszustand mit Überschwemmungsgebiet und Gewässerrandstreifen – Quelle: CDMSmith „Stellung-
nahme Hochwasserschutz - Anlage 1“ vom 05.02.2020 
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Im Folgenden ein Auszug aus der Stellungnahme „Hochwasserschutz“: 
„[Vorstehend] ist der aktuelle Planungsstand dargestellt. Ebenso ist das ausgewiesene Über-
schwemmungsgebiet (HQ100, festgesetzt nach WHG) des Elmbachs eingetragen. Die Dar-
stellung zeigt, dass die geplanten Maßnahmen des Seniorenzentrums außerhalb des Über-
schwemmungsgebiets liegen, eine Betroffenheit ist somit nicht gegeben. Die Hochwasserge-
fahrenkarten der Kinzig weisen für den beplanten Bereich ebenfalls keine Betroffenheit aus. 
Inwiefern eine Neuberechnung des ÜSG aufgrund neuerer Erkenntnisse […] erforderlich ist, 
[…] obliegt […] der Oberen Wasserbehörde. Diese hat jedoch in ihrer Stellungnahme im Hin-
blick auf das Oberflächengewässer „Keine Bedenken“ gegen die vorliegende Bauleitplanung 
angemeldet. Somit besteht aus unserer Sicht derzeit kein Anlass das ausgewiesene Über-
schwemmungsgebiet in Frage zu stellen.  
Der Abgleich mit den Vermessungsdaten des Bestandes und dem ÜSG zeigt eine Überein-
stimmung des Geländes und Böschungsverlaufs mit der Ausdehnung bzw. den Anschlagsli-
nien des ÜSG im östlichen Bereichs in Angrenzung an das betrachtete Flurstück. Der Verlauf 
des ÜSG im Osten scheint plausibel, da er sich durchgängig im aufgemessenen Böschungs-
bereich befindet.“  
 
„Der erforderliche Gewässerrandstreifen von 5m einwärts der Böschungsoberkante des Elm-
bachs ist ebenfalls in Anlage 1 eingetragen. Auch hier ist keine Betroffenheit durch die ge-
plante Maßnahme gegeben. Wir weisen darauf hin, dass Bepflanzungsmaßnahmen in dem 
Randstreifen den ungehinderten Hochwasserabfluss im ÜSG nicht behindern dürfen. Auf 
eine entsprechende Unterhaltung ist zu achten.“ 
 
 „Die von der Unteren Wasserbehörde geforderte Fachplanung zur Entwässerung (inkl. aller 
erforderlichen Nachweise) kann erst bei Vorliegen der Planung in Bezug auf die Hochwas-
serneutralität bewertet werden. Grundsätzlich darf es bei der Entwässerung des Geländes 
nicht zu einer Verschlechterung gegenüber dem vorherigen (auch baulich genutzten Zu-
stand) kommen. Dazu ist die aktuelle Situation der Oberflächenentwässerung zu bewerten 
und mit der Planung zu vergleichen. Für den Fall, dass es zu einer Verschlechterung kommt, 
sind Maßnahmen wie z.B. lokale Versickerung (falls möglich) oder einen Rückhalt auf der 
Fläche in der Planung zu berücksichtigen.“ 
 
Zusätzlich wurde durch den Fachgutachter CDMSmith die ergänzende Stellungnahme „Hoch-
wasserschutz“ mit Datum vom 26.06.2020 erstellt (siehe Anlage). 

Im Folgenden ein Auszug aus der ergänzenden Stellungnahme „Hochwasserschutz“: 
 
„Der Retentionsraumverlust durch das Gebäude [SO3] […]  beträgt je 10 cm Wassertiefe nur 
rd. 15 m³ (Annahme ca. 150 m² Grundfläche). Dies ist im Verhältnis zum Volumen beim Was-
serspiegel von 205,4 m NN sehr gering und kann durch geeignete Geländeabsenkungen vor 
Ort kompensiert werden.“ 
 
„Das Starkregenereignis von Mai 2019 liegt vom Wasserspiegel her noch über dem festge-
setzten Überschwemmungsgebiet (HQ100). Dieses Extremereignis bestätigt aber die festge-
setzten Flächen und dass bei einem HQ100 die Bebauung nicht betroffen ist.“ 
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„Nach den vorliegenden Daten und Unterlagen tritt der Elmbach bereits vor dem Bereich des 
Bebauungsplanes über die Ufer. Erst im Bereich der Kurve fließt das ausgeuferte Wasser wie-
der zurück in den Elmbach. Eine Verschlechterung der Hochwasserverhältnisse im Bereich 
der Ludovica-von-Stumm-Straße ist nicht zu erwarten, da die Retentionswirkung von der Flä-
che eines Gebäudes verschwindend gering ist. 
Für das Bebauungsplanverfahren gibt es keine Einschränkungen bei HQ100 und es kann aus 
Hochwassersicht gebaut werden. Als Vorsorge für ein Extremereignis sollte noch beachtet 
werden, dass Erdgeschoss und Keller (v.a. Kellerschächte) so ausgebildet werden, dass ein 
Wasserstand von 10 bis 20 cm um die Gebäude keine Schäden verursacht.“ 
 
Der in der ergänzenden Stellungnahme angesprochene ggf. durch das Gebäude SO3 entste-
hende Retentionsraumverlust wird vertraglich über den Durchführungsvertrag zwischen der 
Stadt Schlüchtern und dem Vorhabenträger vermieden: Der Retentionsraum wird flächen-/ vo-
lumengleich durch Geländeabsenkungen an anderer Stelle auf dem Grundstück selbst kom-
pensiert. Diese Fläche wird über den Freiflächengestaltungsplan, welcher Anlage zum Durch-
führungsvertrag ist, definiert. 
 
 

16. Schall, Immissionen & Emissionen 
 
Durch den Fachgutachter Werner Genest und Partner Ingenieurgesellschaft mbH (Ingenieur-
büro für Schall- und Erschütterungsschutz, Bauphysik und Energieeinsparung) wurde der 
Fachbeitrag „Schalltechnische Untersuchung“ vom 13.02.2020 verfasst (siehe Anlage). 
 

Im Folgenden als Auszug das Kapitel „Zusammenfassung“ des Fachbeitrages zum „Schall-
schutz“: 

„Im Ergebnis zeigt sich, dass durch die umliegenden Gewerbebetriebe (Getränkemarkt, Mo-
torradverleih) kein Konflikt zur geplanten Nutzung im Plangebiet besteht. Unter Berücksichti-
gung der Ansätze zur Ermittlung des Gewerbelärms in Anlehnung an die DIN 18005-1 [1] 
und Verwendung von flächenbezogenen Schallleistungspegeln für die Flächen der Gewerbe-
betriebe, werden die Orientierungswerte der DIN 18005-1, Beiblatt 1 [2] bzw. die Immissions-
richtwerte der TA Lärm [3] an der geplanten Bebauung im Plangebiet eingehalten. 
 
Zur Beurteilung des Verkehrslärms und zur späteren Berücksichtigung der Lärmeinwirkung 
im Plangebiet im späteren Planverfahren zur Dimensionierung des Schallschutzes gegen-
über Außenlärm, wurde der maßgebliche Außenlärmpegel im Plangebiet bestimmt. Die Er-
gebnisse dazu sind in der Anlage 3 zum Gutachten dargestellt. 
In der Anlage 3 ist ersichtlich, dass für die Nutzungen als Tagespflege und Betreutes Woh-
nen / Mehrgenerationenwohnen überwiegend der Lärmpegelbereich II und nur an einer Fas-
sade der Lärmpegelbereich III zu berücksichtigen ist. Für das Gesundheitszentrum ist über-
wiegend der Lärmpegelbereich III und nur an den Südfassaden der Lärmpegelbereich IV zu 
berücksichtigen.“ 
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17. Boden, Grundwasser, Kontamination und Grundwassermodell 
 
Bereits in der Vergangenheit wurde durch das Ingenieurbüro für Gentechnik Dipl. Ing. N. Mo-
rell Baugrundberatungsgesellschaft mbH eine „Orientierende Untersuchung“ mit Datum vom 
05.09.2013 durchgeführt (siehe Anlage). 
 
Im Folgenden als Auszug das Kapitel „Ergebnisbeurteilung“ des Fachbeitrages: 

„Die Analyseergebnisse der Bodenmischproben zeigen durchweg LAGA-Zuordnungswerte 
Z1.1. Alle untersuchten Einzelproben zeigen keine Überschreitungen des Z0- Wertes bei den 
Parametern KW und BTX auf. Im Eluat konnten ebenfalls keine Überschreitungen des Z0- 
Wertes festgestellt werden. 
Dies bedeutet das Bodenmaterial ist im Zuge der Entsorgung für den eingeschränkten, nut-
zungsbezogenen, offenen Einbau (Z1.1 und Z1.2) geeignet. Eine Spezialentsorgung ist nicht 
vorzusehen.  
Aufgrund der festgestellten Ergebnisse sind keine sanierungstechnischen Maßnahmen zu 
besorgen.“ 
 
 

18. Wasser- und Heilquellenschutzgebiet 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten. Die Grenze des nächsten Was-
serschutzgebietes (WSG Schlüchtern, Brunnen Breitenbach, SW Schlüchtern) liegt etwa 3 
km nordwestlich der Grenze des Geltungsbereiches.  
 
 

19. Denkmalschutz 
 
Kultur- und Sachgüter innerhalb des Plangebietes sind derzeit nicht bekannt. 
Innerhalb des Planungsgebiets befinden keine Bodendenkmäler nach § 2 Abs. 2 HDSchG 
befinden. In einer Entfernung von ca. 150 m nordöstlich des Planungsgebietes liegt jedoch 
ein Bodendenkmal, daher ist im Umkreis von 500 m mit weiteren Bodendenkmälern zu rech-
nen. 
 

 

20. Fazit/ Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung 
der Planung 

 
Im weiteren Verlauf des Bebauungsplanverfahrens wurde im nächsten Schritt durch PGNU – 
Planungsgesellschaft Natur & Umwelt mbH der „Umweltbericht“ mit Datum vom 10.02.2020 
erstellt (siehe Anlage).  

Im Folgenden ein Auszug aus dem Kapitel „3.3 ALLGEMEIN VERSTÄNDLICHE ZUSAM-
MENFASSUNG“ des Fachbeitrages „Umweltbericht“: 
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„Das Grundstück des ehemaligen Baustoffhandels „Knothe“ wird zukünftig als Sondergebiet 
„Wohnen[, Hotel] und Gesundheit“ (§ 11 BauNVO) genutzt. Der 1,5 ha große Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes umfasst im Wesentlichen das Gelände des ehemaligen Bau-
stoffhandels „Knothe“ am Ostrand der Kernstadt. Das Grundstück ist überwiegend mit As-
phalt, Beton und Schotter versiegelt. Im Westen und teilweise auch im Norden grenzt das 
Gebiet an den Elmbach, der Teil des FFH-Gebietes 5623-317 „Kinzigsystem oberhalb von 
Steinau an der Straße“ ist. Im Süden verläuft die Brückenauer Straße, in die die Elmer Land-
straße einmündet. Die grünplanerischen Festsetzungen sehen einen ca. 5m breiten Schutz-
streifen entlang des Elmbachs mit seinen gewässerbegleitenden Feuchtgehölzen vor, der für 
Maßnahmen zum Schutz, der Pflege und der Entwicklung von Natur und Landschaft genutzt 
werden soll. 
  
Gemäß dem vorliegenden Gutachten zu Biotoptypen- und Baumkartierung sowie den faunis-
tischen Bestandserfassung (PGNU 2018) ist das Gebiet fast vollständig teil- und vollversie-
gelt. Bis auf einen Bergahorn kann der komplette Baumbestand erhalten bleiben. Es wurden 
keine Fledermäuse oder deren Spuren in den Gebäuden nachgewiesen. Die nächtlichen De-
tektorerfassungen erbrachten Nachweise von mindestens zwei Fledermausarten. Ein Nach-
weis der Haselmaus sowie von Reptilien gelang nicht. Aufgrund fehlender Nachweise müs-
sen diese bei den weiteren Planungen nicht mehr berücksichtigt werden. Im Untersuchungs-
gebiet wurden insgesamt 18 Vogelarten nachgewiesen, wovon sich 14 in einem „günstigen 
Erhaltungszustand“ befinden. Vier Arten befinden sich in einem „ungünstig-unzureichenden 
Erhaltungszustand“, so dass Maßnahmen ergriffen werden müssen, sofern eine Betroffen-
heit nicht vermieden werden kann. Bzgl. der Untersuchung von Fischen und Krebsen ist fest-
zuhalten, dass keine Art des Anhangs IV der FFH-Richtlinie nachgewiesen wurde und somit 
keine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung auf Einzelarten-Niveau für die Artengruppen 
Fische, Rundmäuler und höhere Krebse durchgeführt werden muss. Mit dem Bachneunauge 
wurde jedoch eine nach dem Bundesnaturschutzgesetz besonders geschützte Art nachge-
wiesen. Daneben existieren auch Hinweise auf ein Vorkommen des streng geschützten 
Edelkrebses. Die Schutzbedürfnisse dieser Arten sind in allen Phasen der Eingriffsregelung 
zu berücksichtigen.  
Da der Eingriffsbereich weitestgehend versiegelt ist und die dort befindlichen Gebäude ent-
weder unzugänglich oder als Fortpflanzung- oder Ruhestätte ungeeignet sind, sind hier keine 
Fortpflanzung- oder Ruhestätten anzutreffen. Deshalb können durch den Eingriff keine Jung-
tiere getötet oder Eier zerstört werden. Beeinträchtigungen von im Elmbach lebenden Arten 
kann ausgeschlossen werden, weil kein Eingriff erfolgt und zudem ein Puffer von 5 m von 
der Böschungsoberkante eingehalten wird. Dem Vorhaben stehen keine artenschutzrechtli-
chen Belange entgegen.  
Da der Planungsbereich fast vollständig versiegelt ist, weisen die Flächen keinerlei Boden-
funktionen mehr auf, während in den unversiegelten und teilversiegelten Bereichen der 
Gasaustausch und die Versickerung von anfallendem Oberflächenwasser noch einge-
schränkt möglich sind. Durch das Bauvorhaben kommt es zur Entsiegelung von Flächen, so 
dass nur noch etwa 60% des Planungsgebietes versiegelt sind. Dies stellt eine Verbesse-
rung der Bodenfunktionen dar. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes und die im Pa-
rallelverfahren durchgeführte Änderung des Flächennutzungsplans führen nicht zu einer zu-
sätzlichen Inanspruchnahme von Boden. Innerhalb des Planungsgebiets befinden keine Bo-
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dendenkmäler nach § 2 Abs. 2 HDSchG befinden. In einer Entfernung von ca. 150 m nord-
östlich des Planungsgebietes liegt jedoch ein Bodendenkmal, daher ist im Umkreis von 500 
m mit weiteren Bodendenkmälern zu rechnen.  
Insgesamt ist die Eignung der unversiegelten Böden für den Wasserhaushalt im Planungs-
raum als gering bis mäßig einzustufen. Die bisher geringe Grundwasserneubildungsrate wird 
sich durch die Entsiegelung der Flächen und durch die Anlage von Grünflächen steigern. 
Durch den Betrieb des Wohnheims ist das Gewässer im Planungsgebiet wieder verstärkt 
menschlicher Aktivität ausgesetzt. Die potentielle Beeinträchtigung der Biologie am Gewäs-
ser kann jedoch als äußerst gering eingestuft werden. Insbesondere im Vergleich zu dem 
vorherigen Betrieb des Baustoffhandels kommt es zu einer ganz klaren Verbesserung der 
Situation. Das Ergebnis der FFH-Verträglichkeitsprüfung ergab, dass erhebliche Beeinträch-
tigungen durch das Bauvorhaben ausgeschlossen werden, da keine Flächen des FFH-Ge-
bietes beansprucht werden. Bauabwässer, die ggf. in den Elmbach eingeleitet werden, wer-
den zuvor gereinigt und die Abwässer des Seniorenzentrums in ein geschlossenes Kanal-
system geleitet.  
Durch die Neugestaltung des Planungsgebietes ist mit mikroklimatischen Veränderungen auf 
der Fläche zu rechnen. Durch die Entsiegelung der Fläche in größeren Bereichen wird das 
Planungsgebiet nach Ausführung der Planung, ein an die Umgebung angepasstes Klima auf-
weisen. Weitere positive Aspekte der Planung, die sich auf das kleinräumige Klima auswir-
ken, gehen von der geplanten Begrünung der Fläche in Teilbereichen aus. Der Elm-bach 
wird seine Funktion als Frischluftleiter weiterhin erfüllen können. Eine Barrierewirkung der 
geplanten Bebauung, die sich negativ auf die Luftausgleichsströmung auswirken könnte, ist 
weitestgehend zu vernachlässigen, da die geplante Anordnung der Baukörper entspre-
chende Strömungen ermöglicht. Durch die geplante Bebauung ist zudem keine erhebliche 
Einschränkung der Funktion des Landschaftsbildes zu erwarten, auch die naturbezogene Er-
holung wird durch den Eingriff und die spätere Nutzung nicht eingeschränkt.  
Die Untersuchung aus schalltechnischer Sicht zeigt, dass durch die umliegenden Gewerbe-
betriebe kein Konflikt zur geplanten Nutzung im Plangebiet besteht. Unter Berücksichtigung 
der Ansätze zur Ermittlung des Gewerbe-lärms werden die Orientierungswerte der DIN 
18005-1, Beiblatt 1 bzw. die Immissionsrichtwerte der TA Lärm an der geplanten Bebauung 
im Plangebiet eingehalten (GENEST UND PARTNER INGENIEURGESELLSCHAFT GMBH 
2019b). Die vom geplanten Bauvorhaben ausgehenden Luftschadstoffe, z. B. im Zuge des 
Gebäudebaus und dem Verkehrs-aufkommen infolge der Nutzungsänderung des Planungs-
gebietes, sind als sehr gering zu bewerten und haben daher keine Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit.  
Die Bilanzierung der Eingriffs- und Kompensationsmaßnahmen erfolgte nach der Hessischen 
Kompensationsverordnung (KV) vom 01. September 2005. Insgesamt entsteht für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes ein Überschuss in der Größenordnung von 14.621 Bio-
topwertpunkten. Demnach sind keine Ausgleichsmaßnahmen für das Bauvorhaben erforder-
lich. 
 
Um Beeinträchtigungen auf die Fauna, Natur- und Landschaft und den Elmbach zu vermei-
den, müssen Maßnahmen ergriffen werden. Folgende Maßnahmen werden zur Übernahme 
als Festsetzungen oder vertragliche Regelung als Teil des Vorhabens- und Erschließungs-
plans vorgeschlagen:  
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Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen und Beeinträchtigungen 

der Fauna:  

• Bei der Beseitigung von Bäumen und Gehölzen sind die Rodungszeiträume gem. § 39 
Abs 5 BNatSchG (1.10. - 28.2) zu beachten.  
 

Vermeidung von Beeinträchtigungen des Elmbaches und der Schutzziele des FFH-Ge-

bietes „Kinzigsystem oberhalb von Steinau a. d. Straße“ (DE 5623-317):  

• Zur Vermeidung von der Beeinträchtigung von Groppe- und Bachneunaugen-Habitaten 
durch Verunreinigungen oder Trübstoffen aus Bauabwasser und Grubenwasser ist die-
ses in das örtliche Abwasserkanalsystem einzuleiten oder vor der Einleitung in den Elm-
bach zu reinigen.  

• Niederschlagswasser von Dachflächen und den versiegelten Grundstücksfreiflächen 
sollte auf dem Grundstück versickert werden und ist einer Einleitung in den Elmbach oder 
den Abwasserkanal vorzuziehen. Ist dennoch eine Einleitung in den Elmbach geplant ist 
sicherzustellen, dass die Einleitungsmenge keinen negativen Einfluss auf die biologi-
schen Qualitätskomponenten nach WRRL hat und es ebenso zu keiner nachteiligen che-
mischen Veränderung des Gewässers, insb. im Hinblick auf Groppe und Bachneunauge, 
kommt.  

Vermeidung von Beeinträchtigung von Natur und Landschaft:  

• Während der Bauphase sind gefährdete Baumhecken und Gehölzbestände im Bereich 
der Baustelle vor Beschädigungen von Stamm und Wurzelraum durch Sicherungsmaß-
nahmen zu schützen.  

• Die Carports sind extensiv als Gras-Staudendach zu begrünen.  
 

 

Des Weiteren sollten folgende Hinweise in den Bebauungsplan übernommen werden: 
 
• Auf die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände von europarechtlich und streng ge-

schützten Arten gemäß § 44 BNatSchG wird hingewiesen. Verboten ist danach die Be-
schädigung oder die Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten und die damit ver-
bundene unvermeidbare Verletzung oder Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsfor-
men, sowie die erhebliche Störung von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 
Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten.  

• Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen von nachtaktiven Insektenarten sollten für die 
Außenbeleuchtung vorzugsweise Natriumdampf-Hochdrucklampen, Natriumdampf-Nie-
derdrucklampen oder LED-Leuchtmittel mit Richtcharakteristik und unter Verwendung 
vollständig gekapselter Lampengehäuse zu verwenden.  

• Die Gestaltung der überbaubaren Flächen stellt für die heimische Tierwelt (Kleintiere) 
häufig Gefahren dar und soll durch geeignete Maßnahmen entschärft werden. Hof-
abläufe, Hauskellerschächte und ähnliche Anlagen sollen durch geeignete Mittel gegen 
das Hineinfallen und Verenden von Kleintieren gesichert werden. Dachrinnenabläufe sol-
len durch Drahtvorsätze gesichert werden. Kellertreppenabgänge sollen an einer Wan-
genseite mit einer waschbetonrauen Rampe von 10 cm Breite als Kleintierfluchtweg ver-
sehen werden.  
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• Stellplätze, Wege, Zufahrten und sonstige befestigte Grundstücksfreiflächen sollten in 
wasserdurchlässiger Bauweise hergestellt werden. Auf eine wasserdurchlässige Befesti-
gung soll hingegen verzichtet werden, wenn eine Gefährdung von Boden oder Grund-
wasser zu erwarten ist. In keinem Fall darf jedoch ungereinigtes Oberflächenwasser von 
Stellplätzen und Zufahrten in den Elmbach geraten (siehe Fest-setzung oben).“ 

 

 

21. Städtebauliche Daten 
 
Netto-Bauland 
 
Private Grünfläche 
 
Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege & zur Entwicklung von 
Boden, Natur & Landschaft 
 

12.090 m² 
 

450 m² 
 

1.615 m² 
 

Grundstücke gesamt (Flurstücke 86/2 & 82/4) 
 
Öffentliche Verkehrsfläche 
 

14.155 m² 
  

890 m² 
 

Gesamtes Plangebiet (gemäß Umgriff) 
 

15.045 m² 
 

 


